
Frage kommenden ulgaben, Anm der Redaktion.] Das Zu ccnden Insbesondere verlangt der Zentralrat die Zu-
BEG hat soMm1ı!'| praktisch keinen Vorteil für die Geschädigten leitung er erforderlichen Ausführungsverordnungen nyel dıe
des Dritten Reiches gebracht sondern °n eıl Das parlamentarischen Körperschaften, dıe iNovellierung des
geht besonders daraus hervor, daiß dıe Zahl der VOoOr dem Bundesentschädigungszesetzes und das sSe1L Jahr und Tag
ria des BEG von den Landesentschädigungsbchörden C1 - zuresagte Gesetz uber die rückerstattunssrecchtlichen Geld-
BangenNnen escheide noch cinmal hoch w ıe heute vgl verbindhchkeiten Ucs Kei6Nes der Lröfltnung CINCTI nNeucnA
uch 2.4) Frist Iur alle Geschädigten.”
Uber den Fortgang dieser Anfrage bringen WIr die nachste- (Aus Allgemeine \vochenzeitung der Juden D Düssel-
en!| Zusammen{fassung dorf, 54.)

Die €r warlien auf Wiedergutmachung 7/5) Bundesregierung und LänderregierungenBundesfinanzminister Schäffer rklärte Maıi 17 Bun-
destag auf 1nNe Große Anfrage der SPD die Re:  sverord- Wiedergutmachung
Uunßg! Bundesentschädigungsgesetz für Opfer des Na- Die Bundesregierung und eine Anzahl Länderregierungen
tionalsoz.alısınus wurden den nachsten Tagen vorgele haben Resolution des Zentralrates der Juden Deutsch-
werden. Sein Minısterium eiasse sıch übrigen N and Stellung gCHOMMCN In ausführlichen reibDen an
Vorarbeiten. für eine Novelle 1esem Gesetz. Sprecher der cen Zentralrat en der Bundesminister der Justiz, Neu-
SPD kritisierten bei der Begründung der Anfrage, daß das ay'! der Miınisterpräsident des Landes Rheinland-Pfalz,
Gesetz, obwohl berei:ts ımm Juli 1953 verabschiedet wurde, Altmeier, Präsiıdent des Bundesrates und der Leiter der

noch nıcht ausgeführt werde Die Geschädigten Seien Staatskanzlei des hessischen Ministerpräsidenten, Staats-
größten Teil ntiner Üter Ua uber Jahren. die sekretär Bach den Niıllen Zur schnellen Durchführung der

auf die Ausführung des Entschädigungsgesetz warletien s O, Entschädigung betont Ferner liegt 1Ne Außerung des
40f. „.D  16 Peiniger werden eute nach 131 versorgt, Ministerpräsidenten des Landes Schleswig-Holstein, Lübke,

1  .  hre pfer aber warten: noch auf iıhre Entschädigung” VOT.
der Abgeordnete AU! Auch Abgeordnete der In dem chreiben des Bundesministers der Justiz heißt

und der FDP krıtisierten die bisherige Verzögerung Die Ab- „ 50 schr ıch die Enttäuschung der Verfolgten und der hrt
geordnete Frau Wolß warf Schäaffer VOT, ıhm die wahrnehmenden Organisationen über die Jange
menschlıche Wäarme ur dieses Problem Am 1eDsten würde Dauer der Entschädigungsverfahren verstehe und würdige,
Nan und Gestapo-Beamte in die 131er-Versorgung hın- so bıtte ich, doch nıcht dem festen \Wiıllen der Bundes-
einnehmen. Wenn das eld für azigeneräle da sel, dann und der Länder Zu zweifeln der bestehenden
mu:  tien schamen, daß nıcht für die pfer der Na- Schwierigkeiten err werden 0899 die ungluüucklichen pfer
tionalsozjalisten ausreiche. der NS-V erfolgungsmaßnahmen endlıch den vollen Ge-

Badische citung 198 Freiburg i ‚30 54]) nuß der ihnen zustehenden Entschädigun sefzen Unter
diesem Gesichtspunkt wiıird be1ı der Novellierung des Ge-

Erste Reditsuverordnung Bundesentschädigungsgeset:z setzes insbesondere auch CTWORCNH werden ob und 1n wel-
chem Umfange möglıch wird durch CINne AÄnderung

bhafle Kritik 7} der Bundesregierung der erbrechtlichen Bestimmungen des Gesetzes den berech-
tıgtiten Vünschen der Verfolgten entgegzenzukommenerbunden miıt eDhafter Krıtik genehmiıgte der Bundesrat Der Präsident des Bundesrates, Ministerpräsident melerT,mıt CINIgCN Anderungen C Rechtsverordnung (zu 15

BEG Gesundheits  aden) ZUTID Bundesentschädigungs- stellt Schreiben das sich auch eingchend mıt den

gesctz für die pfer des Nationalsogjalısmus, der die An- V:  hältnissen im Lande Rheinland-Pfalz befaßt. fest, daß
sprüche der politisch und rassisch Verfolgten einzelnen der ur dıe Novellierung des Bundesentschadigungsgesetzes

berulene Arbeitsstab erstmalig Julı zusammengetre-geregelt werden Senator Heukelum (Bremen) ten Nach den Parlamentsferien wüurden E eptemberden Vorwurf des Bundesfinanzministers energisch ZUFUu! der
Bundesrat an der Verzögerung des Entschadigungs- die Arbeiten wieder aufgenommen Auch mıt der Einbrin-

schuld weil für - Abänderungsnovelle zZu sEung Gesetzentwurfes über die rückerstattungsrecht-
diesem Gesetze eıntrete Der Grund für die Verzögerung en Geldverbindlichkeiten des Reiches E Herbst die-

vielmehr darın sehen, daß Bundesfinanzministe- U res ZU rechnen.
(In gemeine Wodchenzeitung der en [Düssel-ledigli zZWe€€" eierenten mMit der Ausarbeitung der
dorf S  . 19 Snotwendigen Verordnungen Igt Wenn nıcht

der Eindruck entstehen soile, das Bundesfinanzministerium
nehme die Fragen der Wiedergutmachung ohne die Das Bundesfhinanzmini:sterium hat Im Uugus ersten
botene Sorgfalt und Schnelligkeit wahr, In raschestens Retferentenentwurf Gesetzes ‚ ,  267 Rezgelung der Tuck-
Abhilfe geschaffen erden befürchte, daß noch Monate erstattungsrechtlichen Geldverbindlichkeiten des euts:
vergehen werden, bis alle erforderlichen Re:  sverord- iches fertiggestellt, der möglichst ZU  5 1 pri 1955

erlassen Kraft soll. und Umfang der Befriedigung dieser
(Aus Zeitung Nr 170 54]) Verbindlichkeiten durch den Bund sınd in drıtten eil des

Überleitungsabkommens ZUI Deutschlandvertrag geregelt.
7/4) Resolution des Zentralrates 8 Juden in Deutschland Schließlich soll ü Rahmen des Kriegsfolgeschlußgesetzes

C1MN Härteausgleich sogenannten oYy: Rück-Wiedergutmachung va 7J/8, 1954 erstattungspflichtigen erfolgen.
In Bonner Fachkreisen wird dıe Gesamthoöhe der ıeder-Auf Ratstagung und ß  arn Juli faßte der

rat folgende esolution gutmachungsbeträge auf rund Milliarden ar geschätzt.
.Der Zentralrat der Juden eu!  an! steilt ftest, Insgesamt 35 Milliarden sınd durch das Abkommen mıt
die Entschädigung der pfer Dritten el Israel festgelegt eitere rund 3 a  «] Milliarden in einem
leppender Weise durchgeführt wird, R ordnungs- Zeitraum 10 Jahren durch das Bundesentschädigungs-
mäßige Abwicklung Wiedergutmachungsprogramms in gesetz Bund und Ländern am aufgebracht
Frage estellt ist. d  n Mindestens ‚viiil1arden sınd anzusetzen für das
Der Zentralrat riıchtet an die Bundesregierung, die Län- Gesetz ZUr Regelung der rückerstattungsrechtlichen Geld-
derregjerungen und alle demokratischen Volksvertreter verbindlichkeiten des cehemaligen Deutschen Reiches nach-
den dringenden PP J1esen eschä:  enden Zustand sofort dem dıe Bundesländer bıs Inkrafttreten des Bundes-
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in Frage kommenden Aufgaben, Anm. der Redaktion.] Das 
BEG hat somit praktisch keinen Vorteil für die Geschädigten 
des Dritten Reitfies gebracht, • sondern einen Nachteil. Das 
geht besonders daraus hervor, daß die Zahl der vor dem 
Erlaß des BEG von den Landesentschädigungsbehörden er-
gangenen Bestheide noch einmal so hoch war wie heute (vgl. 
auä o. S. 2.1). 
Uber den Fortgang dieser Anfrage bringen wir die naäste-
hende Zusammenfassung: 

Die Opfer warten auf Wiedergutmachung 

Bundesfinanzminister Schäffer erklärte am 28. Mai im Bun-
destag auf eine Große Anfrage der SPD, die Rechtsverord-
nungen zum Bundesentschädigungsgesetz für Opfer des Na-
tionalsozialismus würden in den nächsten Tagen vorgelegt 
werden. Sein Ministerium befasse sich im übrigen mit den 
Vorarbeiten. für eine Novelle zu diesem Gesetz. Sprecher der 
SPD kritisierten bei der Begründung der Anfrage, daß das 
Gesetz, obwohl es bereits im Juli 1933 verabschiedet wurde, 
immer noch nidit ausgeführt werde. Die Geschädigten seien 
zum größten Teil Rentner im Alter von über 70 Jahren. die 
auf die Ausführung des Entsdtädigungsgesetzes warteten (s. o. 
S. 40 f.]. "Die Peiniger werden heute nach Art. 131 versorgt, 
ihre Opfer aber warten immer noch auf ihre Entschädigung". 
sagte' der Abgeordnete Hauffe. Audi Abgeordnete der CDU 
und der FDP kritisierten die bisherige Verzögerung. Die Ab-
geordnete Frau Wolff warf Schiffer vor, ihm fehle die 
menschliche Wärme für dieses Problem. „Am liebsten würde 
man SD- und Gestapo-Beamte in die 131er-Versorgung hin-
einnehmen.* Wenn das Geld für „Nazigeneräle" da sei, dann 
müßten wir uns schämen, daß es nicht für die Opfer der Na-
tionalsozialisten ausreiche. 

(Badische Zeitung Nr. 123. (Freiburg i. Br.. 29./30. 5. .54j) 

Erste Redatsverordnung :um Bundesentschädigungsgesetz 

. Lebhafte Kritik an der Bundesregierung 

Verbunden mit lebhafter Kritik genehmigte der Bundesrat 
mit einigen Anderungen die erste Rechtsverordnung (zu § 13 
BEG — Gesundheitsschaden) zum Bundesentschädigungs-
gesetz für die Opfer des Nationalsoeialismus, in der die An-
spreche der politisch und rassisch Verfolgten im einzelnen 
geregelt werden. Senator van Heukclum (Bremen) wies 
den Vorwurf des Bundesfinanzministers energisch zurück, der 
Bundesrat sei an der Verzögerung des Entschädigungs-
gesetzes schuld, weil er für eine Abänderungsnovelle zu 
diesem Gesetze eintrete. Der Grund für die Verzögerung 
sei vielmehr darin zu sehen, daß im Bundesfinanzministe-
rium lediglich zwei Referenten mit der Ausarbeitung der 
notwendigen Verordnungen beschäftigt seien. Wenn nicht 
der Eindrudc entstehen solle, das Bundesfinanzministerium 
nehme die Fragen der Wiedergutmachung ohne die ge-
botene Sorgfalt und Schnelligkeit wahr, müsse raschestens 
Abhilfe geschaffen werden. Er befürärte, daß noch Monate 
vergehen werden, bis alle erforderlichen Rechtsverord-
nungen erlassen seien. 

(Aus: Stuttgarter Zeitung Nr. 170. (24. 7. 54]) 

7/4) Resolution des Zentralrates der Juden in Deutschland 
zur individuellen Wiedergutmachung vom 7./8. Juli 1954 

Auf einer Ratstagung am 7. und 8. Juli faßte der Zentral-
rat folgende Resolution: 
„Der Zentralrat der Juden in Deutschland stellt fest, daß 
die Entschädigung der Opfer des Dritten Reiches in so 
schleppender Weise durchgeführt wird. daß die ordnungs-
mäßige Abwicklung des Wiedergutmachungsprogramms in 
Frage gestellt ist.  
Der Zentralrat richtet an die Bundesregierung, an die Län-
derregierungen und an alle demokratischen Volksvertreter 
den dringenden Appell, diesen beschämenden Zustand sofort 

zu beenden. Insbesondere verlangt der Zentralrat die Zu-
leitung aller erforderlichen Ausführungsverordnungen an die 
parlamentarischen Körperschaften, die Novellierung des 
Bundesentsäädigungsgesetzes und das seit Jahr und Tag 
zugesagte Gesetz über die riidzerstattunzsredttlich•n Geld-
verbindlidikciten dcs Reitnes mit der Eröffnung einer neuen 
Frist I ür alle Geschädigten. -  . 
(Aus: Allgemeine 'Wochenzeitung der Juden 5411X. Düssel-
dorf, 16. 7. 54.) 

7/5) Bundesregierung und Länderregierungen zur 
Wiedergutmachung 

Die Bundesregierung und eine Anzahl Länderregierungen 
haben zur Resolution des Zentralrates der Juden in Deutsch-
land Stellung genommen. In ausführlichen Schreiben an 
den Zentralrat haben der Bundesminister der Justiz, Neu-
mayer. der Ministerpräsident des Landes Rheinland-Pfalz, 
Altmeier, Präsident des Bundesrates, und der Leiter der 
Staatskanzlei des hessischen Ministerpräsidenten, Staats-
sekretär Bach, den Willen zur schnellen Durchführung der-
Entschädigung betont. Ferner liegt eine Außerung des 
Ministerpräsidenten des Landes Schleswig-Holstein, Lübke, 
vor. . 
In dem Schreiben des Bundesministers der Justiz heißt es: 
„So sehr ich die Enttäuschung der Verfolgten und der ihrs 
Rechte wahrnehmenden Organisationen über die lange 
Dauer der Entschädigungsverfahren verstehe und würdige, 
so bitte ich, doch nicht an dem festen Willen der Bundes-
regierung und der Länder zu zweifeln, der bestehenden 
Schwierigkeiten Herr zu werden. um die unglücklichen Opfer 
der NS-Verfolgungsmaßnahmen endlich in den vollen Ge-
nuß der ihnen zustehenden Entschädigung zu setzen. Unter 

. diesem Gesichtspunkt wird bei der Novellierung des Ge-
setzes insbesondere auch erwogen werden. ob und in wel-
chem Umfange es möglich sein wird. durch eine Änderung 
der erbrechtlichen Bestimmungen des Gesetzes den beredt-
tigten Wünschen der Verfolgten entgegenzukommen.* 
Der Präsident des Bundesrates, Ministerpräsident Altmeier, 
stellt in seinem Schreiben. das sich auch eingehend mit -  den 
Verhältnissen im Lande Rheinland-Pfalz befaßt, fest, daß 
der für die Novellierung des Bundesentschädigungsgesetzes 
berufene Arbeitsstab erstmalig am 14. Juli zusammengetre-
ten sei. Nach den Parlamentsferien würden im September 
die Arbeiten wieder aufgenommen. Auch mit der Einbrin-
gung eines Gesetzentwurfes über die rückerstattungsrecht-
lichen Geldverbindlichkeiten des Reiches sei im Herbst die-
ses Jahres zu rechnen. 
(In: Allgemeine Wochenzeitung der Juden. IX. [Düsser-
dorf, 13. 8. 1954.] 19. S. 2.) 

* 
Das Bundesfinanzministerium hat im August einen ersten 
Referentenentwurf eines Gesetzes „zur Regelung der riick-
erstaitungsrechtlidien Geldverbindlichkeiten des Deutschen 
Reiches" fertiggestellt, der möglichst zum 1. April 1955 in 
Kraft treten soll. Art und Umfang der Befriedigung dieser 
Verbindlichkeiten durch den Bund sind im dritten Teil des 
überleitungsabkommens zum Deutschlandvertrag geregelt. 
Schließlich soll im Rahmen des Kriegsfolgesdilußgesetzes 
ein Härteausgleich für die sogenannten loyalen Rüdc-
erstattungspflichtigen erfolgen. 
In Bonner Fachkreisen wird die Gesamthöhe der Wieder-
gutmachungsbeträge auf rund 10 Milliarden Mark geschätzt. 
Insgesamt 3.3 Milliarden sind durch das Abkommen mit 
Israel festgelegt. Weitere rund 4 Milliarden müssen in einem 
Zeitraum ,von 10 Jahren durch das Bundesentschädigungs-
gesetz von Bund und Ländern gemeinsam aufgebracht wer-
den. Mindestens 1,5 Milliarden sind anzusetzen für das 
Gesetz zur Regelung der rückerstattungsrechtlichen Geld- . 
verbindlichkeiten des ehemaligen Deutschen Reiches, nach-
dem die Bundesländer bis zum Inkrafttreten des Bundes- 
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